Israels Apartheid Regime

In einem bemerkenswerten Artikel in der israelischen Zeitung Haaretz vom November 2011 beschreibt ihr Herausgeber, Amos Schocken, das Ausmaß der Katastrophe, der sich Israel zurzeit gegenüber sieht: eine Unmenge repressiver Gesetze und Gesetzesvorlagen, die eine massive Bedrohung für Redefreiheit, Pressefreiheit, akademische Freiheit bis hin zu Minderheitenrechten  der Araber darstellen. Von seiner Kritik spart er die „jüdische Lobby“ (die Verwendung dieses Begriffes ist ja bei uns mittlerweile bereits ein Akt des Antijudaismus!) und sogar den Obersten Gerichtshof nicht aus. Netanyahu wird frontal angegangen, indem ihm vorgeworfen wird, als Chefmanipulator unter dem Deckmantel nationaler Sicherheitsinteressen Israel zu einem nationalistischen  Siedlerstaat umzugestalten. Dies unterminiere massiv die Demokratie im Lande und trage zur Zerstörung der Nation bei, - ein sehr deutliches Wort! Die dominante Strategie auf diesem Weg: Konfiszierung von besetztem Land und Apartheid in einem quasi rechtsfreien Raum. Die zugrundeliegende Ideologie beruhe auf einer pervertierten Interpretation der jüdischen Glaubenslehre, die ihren größten Erfolg wohl in den USA feiere: Einem US-Präsidenten ist es mittlerweile nahezu unmöglich, eine politische Agenda gegen Israels Apartheidpolitik zu verfolgen. Das Menetekel eines anfänglichen, krebsartig wuchernden israelischen Faschismus erscheint an der Wand.

Eine starke Analyse aus israelischer Feder.

Original unter: http://www.haaretz.com/weekend/week-s-end/the-necessary-elimination-of-israeli-democracy-1.397625 

(Übersetzung: Chr.St.; Anmerkung: den Begriff „territories“ des israelischen Autors – ohne weiteren Zusatz! – habe ich eigenmächtig um das Wort „besetzte“ Gebiete ergänzt, um eine Verschleierung der Wirklichkeit aufzuheben!)

Die notwendige Ausmerzung der israelischen Demokratie

Haaretz-Herausgeber Amos behauptet, dass es einen Unterschied zwischen der Apartheid in Südafrika und dem, was gerade in Israel geschehe, gäbe, aber dass auch Ähnlichkeiten bestünden.

Anlässlich einer Rede in der Knesset im Januar 1993 sagte Premierminister Yitzak Rabin, „der Iran befindet sich am Anfang einer Etappe, in der er sich darum bemüht, sich ganz allgemein eine nichtkonventionelle Schlagkraft und im Besonderen eine atomare Schlagkraft zuzulegen. Nach unserer Einschätzung verfügt der Iran heutzutage über ein ausreichendes Menschenpotential und genügend Ressourcen, um innerhalb von zehn Jahren über Atomwaffen zu verfügen. Gemeinsam mit anderen in der Weltgemeinschaft sind wir dabei, Irans atomare Aktivitäten zu überwachen. Sie verheimlichen dabei nicht die Tatsache, dass die Möglichkeit des Iran über Atomwaffen zu verfügen zu Sorge Anlass gibt, und dies ist einer der Gründe, warum wir das offene Fenster für eine günstige Gelegenheit nutzen und Schritte in Richtung Frieden gehen müssen.“

Zu jener Zeit besaß Israel eine Strategie – die man in den Oslo-Verträgen zu implementieren begann, die darin bestand, der Priorität ein Ende zu setzen, die dem Siedlungsprojekt eingeräumt wurde, und die Behandlung der arabischen Bürger Israels zu verbessern.

Wenn sich die Dinge anders entwickelt hätten, sähe das Iran-Dossier heute vermutlich anders aus. Wie sich aber herausstellte, stand die Strategie von Oslo in Widerspruch zu einer anderen, stärkeren Ideologie: der Ideologie des Gush Emunim (Block de Getreuen), die seit den 1970er-Jahren – abgesehen von der Oslo-Periode und der Zeit des Rückzugs aus dem Gaza – die konkreten Grundlagen für das Handeln israelischer Regierungen geschaffen hat. Selbst Regierungen, die offenkundig der Gush Emunim-Strategie sehr fern standen, haben sie in die Praxis umgesetzt. Ehud Barak brüstete sich damit, dass er im Gegensatz zu anderen Premierministern kein Land an Palästinenser zurückgab, - und es erübrigt sich einmal mehr zu unterstreichen, dass während seiner Amtszeit die Anzahl der Siedler zunahm. Die Regierung von Ehud Olmert, die ihre Absicht bekundete, sich auf eine Politik der „hitkansut“ (oder „Annäherung“, ein anderer Begriff für das, was Ariel Sharon als „Disengagement“ bezeichnete) in Judäa und Samaria hin zu bewegen, nahm Gespräche mit hochrangigen Palästinensern über ein Abkommen auf, beendete aber das Siedlungsunternehmen nicht, welches im Gegensatz steht zu jedweder Chance auf ein Abkommen.

Die Strategie, die der Ideologie von Gush Emunim entspringt, ist eindeutig und recht einfach: Sie begreift den 6-Tage-Krieg als die Fortführung des Krieges um Unabhängigkeit, sowohl hinsichtlich Landnahme und in seinen Auswirkungen auf die palästinensische Bevölkerung. Gemäß dieser Strategie sind die als Folge des 6-Tage-Krieges entstandenen Grenzen jene, die Israel nun für sich festlegen muss. Und die in diesem Gebiet lebenden Palästinenser – diejenigen, die nicht geflohen sind oder vertrieben wurden -, müssen einem gestrengen Regime unterworfen werden, welches sie zur Flucht ermuntert, in ihrer Vertreibung endet, sie ihrer Rechte beraubt, und zu einer Situation führt, in der die Verbliebenen nicht einmal Bürger 2. Klasse sein werden und deren Schicksal niemanden mehr interessiert. Sie werden den palästinensischen Flüchtlingen aus dem Unabhängigkeitskrieg ähneln, - das ist ihr erwünschter Status. Und bei jenen, die nicht Flüchtlinge sind, sollte der Versuch unternommen werden, sie in „Abwesende“ („absentees) zu verwandeln. Anders als die Palästinenser, die nach dem Unabhängigkeitskrieg in Israel verblieben sind, sollten die Palästinenser in den besetzten Gebieten ob ihrer großen Anzahl keine israelische Staatsbürgerschaft erhalten; das sollte dann aber auch keinen mehr interessieren.

Die Ideologie des Gush Emunim entspringt religiösen und nicht politischen Antrieben. Sie behauptet, dass Israel den Juden bestimmt sei, und nicht nur die Palästinenser in den besetzten Gebieten seien ohne Bedeutung:  Israels palästinensische Bürger sind in gleicher Weise Diskriminierungen ausgesetzt, was ihre Bürgerrechte und die Widerrufung ihrer Staatsbürgerschaft anbetrifft.

Genau das ist eine Strategie der Beschlagnahmung von Land und Apartheid. Sie lässt juristische Aspekte von Landbesitztum außer Acht, geht Menschenrechten und der Gewährung von Gleichberechtigung aus dem Weg, die in Israels Unabhängigkeitserklärung juristisch verankert sind. Es ist eine Strategie grenzenloser Geduld; es kommt nur darauf an, sich unablässig auf das Ziel zuzubewegen. In gleicher Weise ist es eine Strategie, die sich keine Chance entgehen lässt, die ihr beschert wird, wie etwa die momentane Zusammensetzung der Knesset und die unklaren Positionen des Premierministers.

Der Begriff „Apartheid“ bezieht sich auf das undemokratische System der Unterscheidung zwischen den Rechten von Weißen und Schwarzen, die ehedem in Südafrika bestanden. Auch wenn es einen Unterschied zur Apartheid gibt, die dort praktiziert wurde, und dem Geschehen in den besetzten Gebieten, gibt es dennoch Ähnlichkeiten. Zwei Bevölkerungsgruppen leben in einem Gebiet, - einer von ihnen kommen alle Rechte und Formen des Schutzes zu, während die andere ihrer Rechte beraubt ist und die erste Gruppe Gewalt über sie ausübt. Dies ist eine schamlos undemokratische Situation.

Seit dem 6-Tage-Krieg hat es in Israel keine andere Gruppierung mit einer derartigen ideologischen Durchhaltefähigkeit gegeben wie Gush Emunim, und es darf nicht verwundern, wenn viele Politiker diese Ideologie als ein Mittel angesehen haben, um persönliche politische Ambitionen zu verwirklichen. Zevulun Hammer (MK, Minister für Erziehung und Kultur, verstorben 1998/A.d.V.), der diese Ideologie als den Weg bezeichnete, die Führerschaft der Partei der Nationalreligiösen an sich zu reißen, und Ariel Sharon, der diese Ideologie als den Weg betrachtete, um die Führerschaft des Likud zu übernehmen, waren nur zwei von vielen. Zurzeit verfolgt Avigdor Lieberman ebenfalls diesen Weg, aber es gab und gibt andere, wie etwa der kürzlich verstorbene Hanan Porat (Rabbi, ehemaliges MK und Führer einer Siedlung, verstorben Oktober 2011/A.d.V.), für den die Umsetzung dieser Ideologie stets das Ziel politischen Handelns von Gush Emunim war und bleiben wird.

Diese Ideologie betrachtet die Schaffung eines israelischen Apartheid-Regimes als notwendiges Werkzeug für ihre Umsetzung. Sie hat keinerlei Problem mit illegalen Aktionen und ausgesprochener Kriminalität, da sie sich auf übergeordnete Gesetze stützt, die sie sich zu eigen gemacht hat und die in keinerlei Verbindung stehen mit den Gesetzen des Staates, und weil sie sich auf eine pervertierte Interpretation der jüdischen Lehre stützt. Diese Ideologie hat entscheidende Erfolge erzielt. Selbst in Fällen, in denen durch die Gush Emunim- Ideologie inspiriertes Handeln in Konflikt gerät mit dem Willen der Regierung, werden die Verfechter rasch die Unterstützung der Regierung gewinnen. Die Tatsache, dass die Regierung ein Werkzeug in der Hand von Gush Emunim und seinen Nachfolgern ist, sticht jedem ins Auge, der es mit den Siedlern zu tun hat, - was ihre Stärke vervielfacht.

Diese Ideologie hat überall in den USA einen Riesenerfolg erlebt. Präsident George H.W. Bush war noch in der Lage, finanzielle Garantien für Israel zu blockieren und zwar wegen der Siedlungen, die von der Regierung Yitzhak Shamir errichtet wurden (Shamir war derjenige, der sagte, lügen sei statthaft, um die Gush Emunim Ideologie umzusetzen. War Benjamin Netanyahus Rede in der Bar-Ilan-Universität etwa eine Lüge dieser Art?). Jetzt wetteifern Kandidaten der Republikaner um die Präsidentschaftsnominierung untereinander darum, wer Israel und die Besatzung stärker unterstützt. Wer auch immer von ihnen die Herangehensweise des ersten Bush-Präsidenten übernähme, wird damit vermutlich seiner Kandidatur ein Ende setzen.

Was auch immer der Grund für dieses Stand der Dinge sein mag – die große Anzahl Evangelikaler in der Anhängerschaft der Republikaner, der problematische Charakter der Beziehungen des Westens zum Islam oder die Macht der jüdischen Lobby, die völlig abhängig ist von der Ideologie des Gush Emunim -, das Ergebnis ist eindeutig: Für einen amerikanischen Präsidenten ist es nicht leicht, ja vielleicht sogar unmöglich, eine Politiklinie gegen israelische Apartheid zu verfolgen, wie sie politischen Aktivisten zu eigen ist.

Legalisierung des Illegalen

Aufgrund seiner ihm innewohnenden Gesetzwidrigkeit – zumindest im demokratischen Verständnis – vermag ein Apartheid-Regime weder Gegnerschaft noch Kritik zu dulden. Die Gush Emunim Ideologie ist gezwungen beide auszuschalten und jegliches Bemühen, sein Handeln abzublocken, zu unterbinden; selbst wenn dies Handeln illegal ist, ja sogar kriminell, und darauf ausgerichtet Apartheid aufrechtzuerhalten. Also muss illegales Handeln legalisiert werden, sei es durch Korrektur von Gesetzen oder durch Abänderung ihrer juristischen Auslegung, - all dies ist schon früher geschehen, an anderen Orten und zu anderen Zeiten.

Auf diesem Hintergrund können wir momentan die Gesetzgebungskampagne verstehen, die – gepaart mit ungezügelter Verleumdung – gegen den Obersten Gerichtshof, gegen Menschenrechtsorganisationen und gegen die Presse gerichtet ist, wie auch das Inkrafttreten  des sogenannten Boykottgesetzes, das darauf abzielt zu unterbinden, dass israelische Apartheid auf derselben Stufe wie die südafrikanische Apartheid abgehandelt wird. Auf dem gleichen Hintergrund haben wir die Weiterentwicklung der gegen die arabischen Bürger Israels gerichteten Gesetzgebung erlebt, wie etwa das Loyalitätsgesetz und den Vorschlag für ein „Grundgesetz Israels als Nationalstaat des jüdischen Volkes“. Und auf eben diesem Hintergrund wird derzeit mit aller Härte eine Hetz- und Einschüchterungskampagne gegen die notwendige und berechtigte Kritik geführt, die Vertreter aus dem Hochschulbereich zum Ausdruck bringen.

Der Oberste Gerichtshof, der das Siedlerprojekt zuließ und erfolgreich mit der Gush Emunim Ideologie zusammenarbeitete, ist nun zu einem Hindernis geworden, das aus dem Wege geräumt werden muss, -und zwar in den Augen derer, die noch immer dieser Ideologie anhängen -, vor allem deshalb, weil sich der Gerichtshof weigert, die Siedlungsmöglichkeit auf palästinensischem Boden in Privatbesitz anzuerkennen und die Entscheidung der Regierung, die Siedlungen im Gazastreifen zu räumen, nicht gekippt hat. Denn das Land gehört aufgrund göttlicher Verordnung und der Geschichte den Juden (in dieser Hinsicht bestehen Ähnlichkeiten zwischen Gush Emunim und Hamas). Also gibt es keine andere Wahl, als Richter in den Obersten Gerichtshof zu wählen, die auf palästinensischem Grund leben, möglicherweise Privatgrund, und solche, die begreifen, dass es so etwas wie „Land in palästinensischem Privatbesitz“ gar nicht gibt.

Die gleiche Denke herrscht vor, wenn es um die Auslegung von Menschenrechtsgesetzen durch den Obersten Gerichtshof geht und folglich seine Abschaffung in der gegenwärtigen Form erforderlich macht. Urteile wie jene, die die Kaadan Familie betreffen (und es einer arabischen Familie erlauben, in einer jüdischen Gemeinde ein Heim zu bauen); der Verkauf von Land im Besitz vom Jewish National Fund an arabische Bürger Israels; das Nachtragsgesetz zum Staatsbürgerschaftsgesetz (bislang liegt noch kein Gerichtsentscheid hierzu vor, aber es scheint eine Möglichkeit zu bestehen, dass eine Mehrheit von Richtern es für illegal erklärt); die Öffnung einer Autobahn für palästinensischen Verkehr, - all diese gerichtlichen Entscheidungen laufen wesentlichen Elementen in der Gush Emunim Ideologie zuwider: die Unterscheidung zwischen Juden und Palästinensern (in Israel und den besetzten Gebieten) und der Verlust an Rechten für die Palästinenser, was sie zu Bürgern 2. Klasse, Abwesenden oder – bestenfalls – zu Flüchtlingen werden lässt.

Hat ein so verfasstes Israel eine Zukunft? Jenseits der Frage, ob jüdische Moral und die jüdische Erfahrung das Bestehen solcher Verhältnisse überhaupt zulassen, besteht Klarheit darüber, dass dies eine ungeheuer instabile und sogar gefährliche Lage ist. Es ist eine Lage, die Israel daran hindern wird, seine ganzen Potenzialitäten zu verwirklichen, ein beständiges Leben mit dem Schwert in der Hand, - einem Schwert, das zu einer dritten Intifada führen könnte, zum Zusammenbruch des Friedens mit Ägypten und zur Konfrontation mit einem atomar aufgerüsteten Iran. Yitzak Rabin hatte das verstanden. 


